
Die  ökosoziale  Steuerreform  –
geplante Entlastungen
Die ökosoziale Steuerreform liegt aktuell in Form eines Begutachtungsentwurfs
vor und hat die Bekämpfung der Klimakrise als zentrales Anliegen (schließlich soll
Österreich bis spätestens 2040 klimaneutral sein). Während mit dem Ziel der
Ökologisierung  auch  steuerliche  Belastungen  verbunden  sind,  welche  einen
Lenkungseffekt  nach  sich  ziehen  sollen,  sind  auch  viele  ausgleichende
Maßnahmen vorgesehen.  Nachfolgend werden wichtige Aspekte  im Überblick
dargestellt. Wie immer bleibt der Gesetzwerdungsprozess abzuwarten.

Senkung der Einkommensteuer

Mit 1. Juli 2022 soll zuerst die zweite Stufe im Einkommensteuertarif von 35 %
auf 30 % gesenkt werden. Die Senkung der dritten Tarifstufe von 42 % auf 40 %
soll  ab  1.  Juli  2023  folgen.  Für  diese  Kalenderjahre  kommt  es  zu
Mischsteuersätzen.

Erhöhung beim Familienbonus Plus und beim Kindermehrbetrag

Der Familienbonus Plus soll für Kinder bis 18 Jahre ab Juli 2022 von monatlich
125 € auf 166,68 € monatlich angehoben werden. Für Kinder ab 18 Jahren gilt
das  ebenso,  und  zwar  von  41,68  €  monatlich  auf  54,18  €  monatlich.  Beim
Kindermehrbetrag sieht der Begutachtungsentwurf eine Ausweitung des Kreises
der Anspruchsberechtigten wie auch eine stufenweise Erhöhung (bis zu 350 € pro
Kind statt bis zu 250 € für das Jahr 2022 und bis zu 450 € pro Kind ab dem Jahr
2023) vor.

Gewinnbeteiligungen von Mitarbeitern am Unternehmen

Eine Befreiung von Gewinnbeteiligungen für Mitarbeiter kann nicht nur zu einer
nachhaltigen  finanziellen  Absicherung  und  Erhöhung  der  liquiden  Mittel  auf
Seiten der Arbeitnehmer beitragen, sondern auch dazu führen, dass die Bindung
an das Unternehmen des Arbeitgebers gestärkt wird. Um die Partizipation von
Mitarbeitern am Erfolg des Unternehmens attraktiver zu machen, soll im Rahmen
der  ökosozialen  Steuerreform  ab  1.1.2022  eine  Begünstigung  für
Mitarbeitergewinnbeteiligungen eingeführt  werden.  Diese  soll  pro  Mitarbeiter
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und Jahr höchstens 3.000 € ausmachen und ist an das Vorliegen eines Gewinnes
des Arbeitgebers geknüpft. Konkret muss auf den steuerlichen Vorjahresgewinn
abgestellt werden, der die Obergrenze für sämtliche im Kalenderjahr steuerfrei
an die Mitarbeiter ausbezahlten Gewinnbeteiligungen darstellt. Die steuerfreie
Gewinnbeteiligung  in  Form  eines  Freibetrags  darf  selbstverständlich  nicht
anstelle  des bisher gezahlten Arbeitslohns oder einer üblichen Lohnerhöhung
gewährt werden.

Erhöhung des Gewinnfreibetrags

Der Gewinnfreibetrag von aktuell 13 % soll auf 15 % erhöht werden, wodurch ein
maximaler  steuerfreier  Grundfreibetrag von 4.500 € ermöglicht  wird (für  die
Geltendmachung über 30.000 € als Bemessungsgrundlage hinaus müssen nach
wie  vor  entsprechende  Investitionen  durchgeführt  werden).  Der  erhöhte
Gewinnfreibetrag soll für Wirtschaftsjahre ab 1.1.2022 gelten und dazu beitragen,
dass Einzelunternehmen und Personengesellschaften im KMU-Bereich, welche ja
nicht von der Senkung der KöSt profitieren, gezielt entlastet werden.

Wiedereinführung des Investitionsfreibetrags

Als wirtschaftsfördernde Maßnahme soll ein modernisierter Investitionsfreibetrag
eingeführt  werden  (erstmalige  Inanspruchnahme  für  nach  31.12.2022
angeschaffte  oder  hergestellte  (fertiggestellte)  Wirtschaftsgüter).  Dabei  sollen
10  %  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten  für  Wirtschaftsgüter  des
abnutzbaren Anlagevermögens als Betriebsausgabe abzugsfähig sein. Sofern sie
aus dem Bereich Ökologisierung stammen, erhöht sich der Investitionsfreibetrag
auf  15  %  (i.S.  eines  Anreizes  für  klimafreundliche  Investitionen).  Jedenfalls
gedeckelt  soll  der  modernisierte  Investitionsfreibetrag  mit  Anschaffungs-
/Herstellungskosten von 1 Mio. € pro Wirtschaftsjahr sein – eine Aliquotierung
muss bei  Rumpfwirtschaftsjahren erfolgen. Die gleichzeitige Inanspruchnahme
von ähnlichen begünstigenden Maßnahmen wie etwa des investitionsbedingten
Gewinnfreibetrags oder der Forschungsprämie wird vom Begutachtungsentwurf
aufgrund  der  Deckelung  als  unkritisch  gesehen.  Ebenso  wird  die  laufende
Abschreibung durch den Investitionsfreibetrag nicht beeinflusst. Eine wichtige
Voraussetzung  für  die  Geltendmachung  ist  das  Vorliegen  einer  betrieblichen
Einkunftsart,  wobei  die  Gewinnermittlung  durch  Betriebsvermögensvergleich
oder  vollständige  Einnahmen-Ausgaben-Rechnung  zu  erfolgen  hat  (keine
Pauschal ierung!) .  Überdies  müssen  die  Wirtschaftsgüter  eine



betriebsgewöhnliche  Nutzungsdauer  von  mindestens  vier  Jahren  und
Inlandsbezug vorweisen. Generell ausgenommen von der Inanspruchnahme des
Investitionsfreibetrags  sind  –  vergleichbar  der  degressiven  Abschreibung  –
Gebäude,  geringwertige  Wirtschaftsgüter,  Wirtschaftsgüter  i.Z.m.  fossilen
Energieträgern  usw.

Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter wird erhöht

Die Grenze für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter soll von
800  €  auf  1.000  €  erhöht  werden.  Durch  diese  wiederholte  Anhebung  der
Betragsgrenze ist  es  möglich,  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten von
Wirtschaftsgütern des abnutzbaren Anlagevermögens bis zu diesem Betrag sofort
als Betriebsausgabe bzw. als Werbungskosten steuerlich abzusetzen. Ziel dieser
Maßnahme,  die  im  betrieblichen  Bereich  für  Wirtschaftsjahre  nach  dem
31.12.2022 und im außerbetrieblichen Bereich ab der Veranlagung 2023 gelten
soll, sind Vereinfachungen sowie die Möglichkeit, weitere Investitionsanreize zu
schaffen.  Eine  Vereinfachung  durch  die  sofortige  Absetzbarkeit  dieser
Wirtschaftsgüter liegt darin, dass kein Anlagenverzeichnis geführt werden muss
und auch der Aufwand nicht über mehrere Jahre verteilt wird.

Umstieg von fossilen Brennstoffen auf klimafreundliche Systeme wird gefördert

Für  die  Umsetzung  der  Wärmestrategie  soll  auch  ein  steuerliches
Begleitinstrument geschaffen werden, welches den Austausch eines auf fossilen
Brennstoffen  basierenden  Heizungssystems  ("Heizkesseltausch")  gegen  ein
klimafreundliches  System  (wie  etwa  Fernwärme)  fördert.  Ebenso  soll  die
thermische Sanierung von Gebäuden in Form von Sonderausgaben begünstigt
werden. Wesentliches Merkmal dieser Begünstigung ist folglich, dass nur private
Ausgaben Berücksichtigung finden sollen, nicht jedoch Betriebsausgaben oder
Werbungskosten.

Senkung der Körperschaftsteuer

Als  Signalwirkung  im  internationalen  Standort-Wettbewerb  soll  die
Körperschaftsteuer auf 24 % im Jahr 2023 und ab 2024 auf 23 % gesenkt werden.
Die Änderung hat auch Auswirkungen auf die Zwischensteuer für Privatstiftungen
und  auf  die  Abzugsteuern  für  KESt-  und  Immo-ESt  pflichtige  Einkünfte  von
Körperschaften.



Absenkung der Krankenversicherungsbeiträge

Ein  Teil  der  ökosozialen  Steuerreform soll  auch  in  der  Absenkung  der  vom
Versicherten  zu  tragenden  Krankenversicherungsbeiträge  für  niedrige  und
mittlere  Einkommen  liegen.  Mit  Wirkung  ab  1.  Juli  2022  soll  die  Senkung
entsprechend einer gesetzlich festgelegten Staffelung in Abhängigkeit von der
Höhe der  monatlichen Beitragsgrundlage erfolgen.  Es  handelt  sich dabei  um
Festbeträge, die nicht der jährlichen Aufwertung unterliegen. Die Umsetzung für
die jeweilige Versichertengruppe erfolgt dabei im Rahmen der entsprechenden
Sozialversicherungsgesetze.
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